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I. Allgemeines
Mit der fortschreitenden Globalisierung der Wirtschaft im 21. Jahrhundert hat die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit zunehmend an Bedeutung gewonnen. In der Praxis sind Schiedsklauseln inzwischen das wichtigste Instrument, um Streitigkeiten im grenzüberschreitenden Handel zu schlichten. Ein wichtiges Regelwerk in diesem Bereich ist das UNCITRAL-Modellgesetz über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit von 1985
, das die Harmonisierung und Vereinheitlichung der internationalen Handelsschiedsgerichtsbarkeit zum Ziel hat
. Obwohl dieses nur den Charakter einer unverbindlichen Empfehlung hat, wurde es mittlerweile von einer Vielzahl von Staaten rezipiert oder zum Vorbild bei der Umsetzung von Reformen
. 
Im Jahre 2004, also 19 Jahre nach der Verabschiedung des UNCITRAL-Modellgesetzes, hat sich Chile in die Reihe dieser Staaten eingestellt und das Gesetz über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit (Ley sobre Arbitraje Comercial Internacional, im Folgenden als “Internationales Schiedsgesetz“ bezeichnet) erlassen
, welches dem Modellgesetz nachgebildet ist
. Anders als Deutschland, das die Vorschriften zur Schiedsgerichtsbarkeit in die Zivilprozessordnung inkorporiert hat und die im 10. Buch (§§ 1025 ff. ZPO) zu finden sind, wurde in Chile ein eigenständiges Gesetz (Nr. 19.971) geschaffen. 
Vor seinem Inkrafttreten existierten in Chile keine besonderen Vorschriften zur Regelung von Verfahren im Bereich des internationalen Handels. Auf internationale Schiedsverfahren mit Schiedsort in Chile wurden die Normen entsprechend angewendet, die im Bezug auf die nationalen Schiedsverfahren gelten
. Der Grund für die lange Abwesenheit spezieller Vorschriften lag vor allem darin, dass internationale Handelsschiedsverfahren mit Sitz in Chile nur selten vorkamen
. Seit Jahren nun verfolgt Chile eine liberale Wirtschaftspolitik und ist heute als das Land mit der größten Marktöffnung in Lateinamerika anzusehen
. Mit der liberalen Außenwirtschaftspolitik einher ging ein nicht unerheblicher Anstieg von Vertragsabschlüssen mit Schiedsklauseln
. Vor diesem Hintergrund wollte der chilenische Gesetzgeber einen Anreiz dafür schaffen, dass internationale Unternehmen im Streitfall die schiedsrichterlichen Verfahren in Chile durchführen
. Auf diese Weise sollten insbesondere die in Chile ansässigen kleinen und mittelständischen Unternehmen einen gewissen Schutz erfahren, ohne dass die bestehende Öffnung des Marktes eingeschränkt werden musste. Denn die Wahl des Schiedsortes ist gerade für kleinere und mittlere Unternehmen von Bedeutung, da die Durchführung von Verfahren im Ausland regelmäßig eine wesentlich größere finanzielle Belastung für das Unternehmen darstellt als im Inland. Darüber hinaus ist es ein besonderes Anliegen des Gesetzgebers, die Attraktivität des Landes als Schiedsort für internationale Schiedsverfahren zu stärken und Chile langfristig in einem Zentrum für Schiedsgerichtsbarkeit - zumindest für die Region Lateinamerika - zu verwandeln
. 
Da zwischen Deutschland und Chile nicht nur historische Verbindungen, sondern auch langjährige rege Wirtschaftsbeziehungen bestehen, ist das Internationale Schiedsgesetz auch für deutsche Unternehmen von Bedeutung. Innerhalb der Europäischen Union stellt Deutschland den wichtigsten Handelspartner für Chile dar. 2005 betrug das offizielle Handelsvolumen zwischen beiden Staaten mehr als 2,3 Mrd. Euro, wobei das tatsächliche Handelsvolumen sogar größer sein dürfte, da etwa der Export von deutschen Produkten oder deutschen Anteilen an chilenischen Importen (z. B. Airbus) nicht selten Drittstaaten zugerechnet und ein großer Teil des bilateralen Handels über Dritthäfen (z. B. Rotterdam) abgewickelt wird
. Aus diesen Grund soll im Folgenden das Gesetz in seinen groben Zügen dargestellt werden.
II. Anwendungsbereich
Das Internationale Schiedsgesetz eröffnet den Zugang zu Schiedsgerichtsverfahren für alle internationalen Handelsstreitigkeiten in Chile.  Insofern besteht ein grundsätzlicher Unterschied zum deutschen Recht der Schiedgerichtsbarkeit. Denn das deutsche Recht ist weder auf internationale Schiedstreitigkeiten noch auf Handelsstreitigkeiten beschränkt, sondern auf nationale Schiedsverfahren und vermögensrechtliche Streitigkeiten gleichermaßen anwendbar. 
1. Sachlicher Anwendungsbereich
Der sachliche Anwendungsbereich des Internationalen Schiedsgesetzes erstreckt sich also auf internationale Handelsschiedsverfahren. Die Tatbestandsmerkmale „international“ und „Handel“ sind demzufolge die maßgeblichen Begriffe zur Bestimmung der Reichweite des Gesetzes. Das Internationale Schiedsgesetz folgt hierbei den Vorgaben des UNCITRAL-Modellgesetzes und hat dessen Begriffsbestimmungen übernommen. Ein Schiedsverfahren ist daher „international“, wenn

a) die Parteien der Schiedsvereinbarung im Zeitpunkt des Schiedsverfahrens in unterschiedlichen Staaten niedergelassen sind, oder
b) einer der nachfolgend aufgeführten Orte außerhalb des Staates liegt, in dem die Schiedsparteien ihre Niederlassung haben:

· der Schiedsort, falls dieser in der Schiedsvereinbarung bestimmt   oder bestimmbar ist;

· der Erfüllungsort hinsichtlich eines wesentlichen Teils der Verpflichtung aus dem Handelsgeschäft oder der Ort, mit dem der Streitgegenstand die engste Beziehung aufweist; oder
c) die Parteien ausdrücklich vereinbart haben, dass der Gegenstand des Rechtsstreits in Beziehung zu mehreren Staaten steht
. 

Besitzt eine der Parteien mehr als eine Niederlassung, so ist Niederlassung im Sinne des Gesetzes diejenige, welche die engste Beziehung zur Schiedsvereinbarung aufweist
. Hat eine Partei hingegen überhaupt keine Niederlassung, so ist ihr gewöhnlicher Aufenthaltsort entscheidend
. 
Eine Besonderheit ist zu beachten, wenn die Parteien die Internationalität des Rechtsstreits durch Parteienvereinbarung beschließen (Punkt c). In diesem Fall muss – als ungeschriebene Anwendungsvoraussetzung – der Rechtsstreit einen grenzüberschreitenden Bezug von einigem Gewicht aufweisen
. Reine Inlandssachverhalte werden vom Internationalen Schiedsgesetz nicht erfasst, so dass der Parteienautonomie im Schiedsverfahren insoweit Grenzen gesetzt sind. Noch nicht geklärt worden ist in diesem Zusammenhang, ob beispielsweise zwei jeweils in Chile ansässige Niederlassungen von ausländischen Unternehmen die Internationalität des Schiedsverfahrens wirksam vereinbaren können. Relevant wird dies vor allem dann, wenn das Schiedsurteil später angefochten wird. Denn das Rechtsbehelfsgericht hebt das Schiedsurteil auf, wenn es zu der Ansicht gelangt, dass der Anwendungsbereich des Gesetzes und somit die Schiedsfähigkeit des Rechtsstreits nicht gegeben sind
. Zur Minimierung des Risikos sollten in der Schiedsvereinbarung die Gründe festgehalten werden, warum eine Beziehung zu mehr als einem Staat bestehen soll. Je zweifelhafter der grenzüberschreitende Bezug auf den ersten Blick erscheint, desto ausführlicher sollte die Begründung sein.  
Der Terminus „Handel“ wird im Gesetz ebenfalls näher konkretisiert
. Er umfasst alle Streitigkeiten, die sich aus einer Handelsbeziehung ergeben, gleichgültig, ob sie vertraglicher oder nichtvertraglicher Natur sind. Der Begriff ist stets weit auszulegen. Die Vorschrift führt zahlreiche Fälle an, in denen der Handelsbegriff als erfüllt anzusehen ist, wobei die Aufzählung nicht abschließend ist. Danach unterfallen dem Tatbestandsmerkmal „Handel“ alle Geschäfte, denen die  Lieferung oder der Austausch von Gütern oder Leistungen zugrundeliegt, sowie alle Vertriebsvereinbarungen, Handelsvertretungen, Forderungsabtretungen zur Einziehung (Inkasso), Vermietung von Investitionsgütern mit Kaufoption (Leasing), Errichtung von Bauwerken, Consulting, Ingenieurwesen, Konzessionsvergaben, Investitionswesen, Finanzwesen, Bankwesen, Versicherungen, Abbauvereinbarungen oder Abbaukonzessionen, Unternehmensverbände oder andere Formen von Industrie- oder Handelskooperation, Transport von Waren oder Personen auf dem Luft-, See-, Schienen- oder Landweg.
Das Internationale Schiedsgesetz ist auch auf internationale Verträge im öffentlichen Sektor grundsätzlich anwendbar, wobei es hier allerdings einige Ausnahmen zu beachten gilt
. Liegt ein Ausnahmefall vor, ist die Durchführung eines Schiedsverfahrens nach den Vorschriften des Internationalen Schiedsgesetzes nicht zulässig. Ein Schiedsverfahren kann dann beim Internationalen Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) oder bei einer anderen Institution eingeleitet werden, vorausgesetzt es ist gegen ein Abkommen zur Förderung und Schutz von Investitionen verstoßen worden. Maßgeblich sind jeweils die im Abkommen getroffenen Vereinbarungen.
2. Örtlicher Anwendungsbereich

Im Hinblick auf den örtlichen Anwendungsbereich gilt grundsätzlich
 das sogenannte Territorialprinzip. Das Internationale Schiedsgesetzes ist demnach nur auf Schiedsverfahren anwendbar, die auf chilenischem Territorium durchgeführt werden
.
III. Wesentliche Grundsätze des Gesetzes
Die Bestimmungen des Internationalen Schiedsgesetzes basieren im Wesentlichen auf drei Prinzipien, nämlich der Parteiautonomie, die Einhaltung eines rechtsstaatlichen
 Verfahrens und der Beschränkung der Interventionsbefugnisse der staatlichen Gerichte.

1. Parteiautonomie 
Der Wille der Parteien spielt eine ganz bedeutende Rolle im chilenischen Recht der internationalen Handelsschiedsgerichtsbarkeit. Das Internationale Schiedsgesetz ist auch hier dem UNCITRAL-Modellgesetz nachgebildet und hat den dort geltenden Grundsatz vom Vorrang der Parteiautonomie übernommen. Der Aufnahme dieses Prinzips durch die Vereinten Nationen lagen vor allem pragmatische Überlegungen zugrunde, nämlich dass kein Staat zur Anerkennung von Entscheidungen bereit ist, deren vorangegangenes Verfahren auf seinem Territorium und im Geltungsbereich seines Prozessrechts  unter Missachtung der öffentlichen Verfahrensordnung durchgeführt wurde
. 
Tatsächlich enthält das chilenische Gesetz nur wenige Muss-Vorschriften. Vielmehr wird den Parteien überwiegend die Möglichkeit eingeräumt, die gesetzlich normierten Vorschriften abzubedingen und eigene Regelungen zu schaffen. Diese gelten dann im Verfahren, es sei denn die Bestimmungen des Schiedsgesetzes sind diesbezüglich unabdingbar. Existiert eine Muss-Vorschrift, so geht diese der Privatautonomie vor. 
Der Grundsatz der Parteiautonomie gilt nicht nur im Hinblick auf das den Inhalt des Rechtsstreits anwendbare Recht, sondern für die Verfahrensregeln ebenso. Er setzt aber auch schon an früherer Stelle an. Denn er stellt klar, dass bereits die Unterwerfung der Parteien unter die Schiedsgerichtsbarkeit freiwillig ist und der Wille der Parteien darüber entscheidet, ob die Geltendmachung von Rechten vor den odentlichen Gerichten oder einem Schiedsgericht erfolgt.

Das Recht des Streitgegenstandes können die Parteien festlegen, ohne dabei Beschränkungen unterworfen zu sein
. Im Bezug auf das Verfahren können die Parteien sogar den Verfahrensverlauf selbst bestimmen
, was in der Praxis allerdings weniger häufig wahrgenommen wird. Für gewöhnlich vereinbaren die Parteien sowohl in den Ad hoc-Verfahren als auch in den institutionalisierten Schiedsverfahren die Geltung von bestehenden einheitlichen Regelwerken, wie zum Beispiel das UNCITRAL-Modellgesetz
. Besondere Bedeutung hat in Chile außerdem die Schiedsordnung des Zentrums für Schiedsgerichtsbarkeit und Mediation in Santiago (Centro de Arbitraje y Mediación)
. Dabei sind die Parteien nicht auf diese Regelwerke beschränkt. Vielmehr bleibt es ihnen unbenommen, darüber hinaus ergänzende Regelungen zu bestimmen
. 
Der Vorrang der Privatautonomie bietet den Parteien somit die Möglichkeit, das Schiedsverfahren individuell an den Besonderheiten ihrer jeweiligen Geschäftsbeziehung ausrichten. Im Bereich des Verfahrens gilt die Parteiautonomie allerdings nicht völlig unbegrenzt, sondern es bestehen einige zwingende Vorschriften, die wegen ihres entsprechenden Schutzzwecks unter Gliederungspunkt 2. abgehandelt werden.
Haben die Parteien im Bezug auf das Verfahren keine Vereinbarung getroffen oder schweigt die Schiedsvereinbarung zu einem bestimmten Punkt, so führt das Gericht das Verfahren in der ihm angemessen und geeignet erscheinenden Art und Weise sowie entsprechend den Vorschriften des Internationalen Schiedsgesetzes durch
. Die Ausgestaltung des Verfahrens unterliegt in diesen Fällen also grundsätzlich dem pflichtgemäßen Ermessen der Schiedsrichter. Da das chilenische Recht zwischen nationalen und internationalen Schiedsverfahren trennt, stellt die Vorschrift zugleich die Ermächtigungsnorm dar, um von den für das nationale Schiedsverfahren geltenden Verfahrensvorschriften abzuweichen. Enthält die Schiedsvereinbarung einen Hinweis darauf, dass die Parteien das Verfahren einer privaten Schiedsordnung unterwerfen wollten, so finden dieses wegen des Grundsatzes der Parteiautonomie vorrangig Anwendung
. Der Hinweis selbst sollte dabei den allgemeinen formellen Anforderungen der Schiedsvereinbarung, das heißt dem Schriftformerfordernis entsprechen
 
. 
2. Einhaltung eines rechtsstaatlichen Verfahrens
Ein weiteres wesentliches, dem Gesetz zugrundeliegendes Prinzip ist die Einhaltung der elementaren Grundsätze eines rechtsstaatlichen Verfahrens
. Es ist eng verknüpft mit dem Grundsatz der Parteiautonomie. Um die Rechtsstaatlichkeit von internationalen Schiedsverfahren sicherzustellen, hat der chilenische Gesetzgeber die Geltung von einigen verfahrensrechtlichen Vorschriften des Internationalen Schiedsgesetzes zwingend angeordnet. Diese können auch durch einvernehmliche Parteienvereinbarung nicht ausgeschlossen werden. Allein auf diese Weise läßt sich erreichen, dass einerseits ein erforderliches Mindestmaß an Rechtsstaatlichkeit eingehalten wird und andererseits die Flexibilität und die Effizienz des schiedsrichterlichen Verfahrens nicht zu sehr Schaden nehmen
. Der Grundsatz der Einhaltung eines rechtsstaatlichen Verfahrens steht deshalb stets in einem Spannungsverhältnis zur Privatautonomie. 
Eine Beschränkung erfährt der Grundsatz der Parteiautonomie in Hinsicht auf das Gebot der Gleichbehandlung der Parteien. Der Gleichbehandlungsgrundsatz ist zwingendes Recht und kann durch die Parteien nicht abbedungen werden
. Ebenfalls unabdingbar ist die Verpflichtung des Gerichts, jeder Partei umfassend rechtliches Gehör zu gewähren
. Des Weiteren sind die Parteien durch das Gericht von jeder Verhandlung und Beweisaufnahme rechtzeitig in Kenntnis zu setzen, sowie von allen Schriftsätzen, Dokumenten und sonstigen Mitteilungen, die es von der jeweils anderen Partei erhält und den entscheidungserheblichen Sachverständigengutachten oder sonstigen schriftlichen Beweismittel
. In den zuvor genannten Fällen ist auch der Ermessensspielraum des Gerichts begrenzt. Die gesetzlichen Bestimmungen hierzu können also weder durch die Parteien noch durch das Gericht geändert oder gar ausgeschlossen werden. 

Ausfluss des Grundsatzes der Einhaltung eines rechtsstaatlichen Verfahrens ist außerdem das Erfordernis der Unparteilichkeit der Schiedsrichter. Bereits vor der vollständigen Bildung des Schiedsgerichts besteht eine Pflicht der Schiedsrichter, alle Umstände offenzulegen, die zur Hervorrufung von berechtigten Zweifeln an ihrer Unparteilichkeit oder Unabhängigkeit geeignet sind
. Die Offenbarungspflicht besteht während des gesamten Verfahrens. Um eine Unparteilichkeit zu gewährleisten sieht das Gesetz außerdem die Möglichkeit der Ablehnung von Richtern zwingend vor und hat das Verfahren hierzu normiert
.
Ebenfalls unabdingbar ist die Möglichkeit zur Berichtigung von Schiedssprüchen
 bei Rechen-, Schreib- und Druckfehlern oder Fehlern ähnlicher Art im Schiedsspruch. Das Gleiche gilt im Hinblick auf den Rechtsschutz der Parteien gegen Schiedssprüche
. Ausgeschlossen werden kann schließlich auch nicht die Antragsberechtigung der Parteien auf Versagung der Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen
.
3. Beschränkung der Interventionesbefugnisse der staatlichen Gerichte
Die Eingriffsmöglichkeiten der staatlichen Gerichte sind auf die im Gesetz vorgesehenen Fälle begrenzt. Diese Beschränkung der gerichtlichen Intervention ist ein allgemeiner Leitgedanke in der Schiedsgerichtsbarkeit
. Das Internationale Schiedsgesetz hat diesen Grundsatz ausdrücklich aufgegriffen und die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte für die folgenden Entscheidungen abschließend normiert: 
· die Verweisung von anhängigen Verfahren an die Schiedsgerichtsbarkeit aufgrund des Bestehens einer gültigen Schiedsklausel auf Antrag einer Partei (Einrede der Schiedsgerichtsbarkeit)
,

· die Bestellung der Schiedsrichter, wenn keine Vereinbarung der Parteien zum Verfahren getroffen bzw. gegen diese verstoßen worden ist
,

· die Ablehnung von Schiedsrichtern, wenn keine Vereinbarung der Parteien diesbezüglich getroffen bzw. gegen diese verstoßen worden ist
,

· die Beendigung des Schiedsrichteramtes, wenn sich die Parteien diesbezüglich nicht einigen können
,
· die Einrede der Unzuständigkeit des Schiedsgerichts, wenn sich das Schiedsgericht durch Vorab-Beschluss für zuständig erklärt hat
,

· Unterstützung des Schiedsgerichts bei der Beweisaufnahme auf Antrag des Schiedsgericht oder einer Partei
,

· die Aufhebung von Schiedssprüchen
,

· die Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen
. 
IV. Schiedsvereinbarung

Das Vorliegen einer Schiedsvereinbarung ist die Grundvoraussetzung zur Durchführung eines Schiedsverfahrens. Der Begriff ist im Gesetz legaldefiniert
. Unter Schiedsvereinbarung versteht man danach eine Vereinbarung der Parteien, alle oder einzelne Streitigkeiten, die zwischen ihnen entstanden sind oder künftig entstehen und die aus einem bestimmten Rechtsverhältnis zwischen den Parteien herrühren, der Schiedsgerichtsbarkeit zu unterwerfen. 
Die Vereinbarung kann in Form einer selbständigen Vereinbarung oder als Klausel in einem Vertrag geschlossen werden. 
In formeller Hinsicht muss die Vereinbarung außerdem schriftlich erfolgen
. An das Schriftformerfordernis werden nicht allzu strenge Anforderungen gestellt. Die Schriftform ist gegeben, wenn die Schiedsvereinbarung in einem Schriftstück festgehalten und von allen Parteien unterzeichnet worden ist, oder wenn sie in dem Austausch von Briefen, Telex, Telegrammen oder sonstigen Mitteln der Telekommunikation hinreichend zum Ausdruck kommt. Ferner sind elektronisch signierte Schriftstücke als formwirksame Vereinbarungen anzusehen
. Das Erfordernis der Schriftform ist darüber hinaus erfüllt, wenn in der Klageschrift das Bestehen einer Schiedsvereinbarung durch den Kläger behauptet und vom Beklagten in der Klageerwiderung nicht bestritten wird. Schließlich genügt es, wenn in einem Vertrag auf ein Schriftstück mit Schiedsklausel verwiesen wird und der Vertrag der Schriftform entspricht und aus dem Verweis auf die Klausel der Wille der Parteien hervorgeht, dass die Klausel Vertragsbestandteil sein soll. 
Der Mangel der Schriftform wird geheilt, wenn sich die Partei auf das schiedsrichterliche Verfahren einlässt, ohne das Nichtbestehen oder die Ungültigkeit der Schiedsvereinbarung zu rügen
.
V. Bildung des Schiedsgerichts
Im Hinblick auf die Zusammensetzung des Schiedsgerichts entspricht das chilenische Gesetz dem UNCITRAL-Modellgesetz und dem Grundsatz der Parteiautonomie. Den Parteien steht es frei, die Anzahl der Schiedsrichter zu vereinbaren. Fehlt eine solche Vereinbarung, so ist die Zahl der Schiedsrichter drei
. 
An die Eigenschaften der Schiedsrichter sind keine besonderen Anforderungen zu stellen. Eine bestimmte Staatsangehörigkeit ist ebenfalls nicht Voraussetzung für die Ernennung zum Schiedsrichter
. 
Das Verfahren zur Bestellung der Schiedsrichter können die Parteien selbst festlegen
. Fehlt eine solche Vereinbarung, so bestimmt jede Partei jeweils einen Schiedsrichter
. Diese beiden Schiedsrichter ernennen wiederum den dritten Schiedsrichter. Unterlässt es eine Partei innerhalb von 30 Tagen nach Zugang einer entsprechenden Aufforderung durch die andere Partei, einen Schiedsrichter zu benennen oder erreichen die beiden Schiedsrichter innerhalb von 30 Tagen seit ihrer Ernennung keine Einigung hinsichtlich des dritten Schiedsrichters, erfolgt die Ernennung auf Antrag einer Partei durch den Vorsitzenden Richter des Appellationsgerichts
. Örtlich zuständig ist das Appellationsgericht des Schiedsortes. Die Entscheidung des Gerichts ist unanfechtbar
.   

VI. Zuständigkeit des Schiedsgerichts
Das Gesetz ermächtigt das Schiedsgericht, über das Vorliegen der eigenen Zuständigkeit zu entscheiden (sog. Kompetenz-Kompetenz) einschließlich aller Einreden im Bezug auf das Bestehen oder die Gültigkeit der Schiedsvereinbarung
. Gleichzeitig ordnet das Gesetz an, dass die Schiedsklausel als von den sonstigen Bestimmungen eines Vertrages isoliert anzusehen ist. Auf diese Weise wird verhindert, dass die Unwirksamkeit des Vertrages ipso jure zur Ungültigkeit der Schiedsklausel führt.
Die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichts muss spätestens in der Klageerwiderung vorgebracht werden
. Eine verspätete Rüge kann das Gericht ausnahmsweise zulassen, wenn es die Verspätung als hinreichend entschuldigt ansieht
. Die Entscheidung darüber liegt im Ermessen des Gerichts. 
Über die Einrede entscheidet das Gericht nach seinem Ermessen entweder vorab durch Beschluss oder im Urteil selbst
. Ergeht ein Vorab-Beschluss und bejaht das Gericht seine Zuständigkeit, kann jede der Parteien innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der Entscheidung beim Vorsitzenden Richter des zuständigen Appellationsgerichts die Nachprüfung beantragen. Um zu verhindern, dass eine Partei das Schiedsverfahren auf diesem Weise bewusst hinauszuzögern versucht und das Recht zum Rechtsbehelf missbraucht, hat der Antrag keinen unmittelbaren Einfluss auf den Verfahrensfortgang. Während der Antrag auf Nachprüfung beim Appellationsgericht anhängig ist, kann das Schiedsgericht daher das Verfahren fortführen und schließlich sogar das Urteil sprechen
.
VII. Durchführung des schiedsrichterlichen Verfahrens
1. Das schiedsrichterliche Verfahren kann als rein schriftliches Verfahren durchgeführt werden oder es wird mündlich verhandelt. Grundsätzlich trifft die Entscheidung darüber das Schiedsgericht
. Entsprechend dem Grundsatz der Parteiautonomie können die Parteien jedoch im Rahmen der Schiedsvereinbarung eine Entscheidung hierzu treffen, die gegenüber dem Gericht Bindungswirkung entfaltet. 

2. Im Bezug auf die Wahl der Sprache, die im Schiedsverfahren verwendet werden soll, haben es die Parteien selbst in der Hand, diese zu bestimmen
. Es können auch mehrere Sprachen gewählt werden. Haben die Parteien keine Vereinbarung diesbezüglich getroffen, liegt die Entscheidung darüber im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts. 
In beiden Fällen gilt die Sprache bzw. Sprachen hinsichtlich aller Schriftsätze der Parteien, der mündlichen Verhandlungen sowie des Schiedsspruches und allen sonstigen Entscheidungen oder Mitteilungen des Gerichts, es sei denn es ist etwas anderes bestimmt worden. Bei Urkundsbeweisen kann das Gericht außerdem anordnen, dass den Schriftstücken eine Übersetzung in der für das Schiedsverfahren geltenden Sprache beizufügen ist
.
3. Schwierigkeiten treten auf bei der Frage, ob die Parteien im schiedsgerichtlichen Verfahren durch einen Anwalt vertreten werden müssen
. Das Internationale Schiedsgesetz schweigt in diesem Punkt. Der Anwaltszwang ist jedoch an anderer Stelle der chilenischen Rechtsordnung normiert und gilt ausdrücklich auch für Schiedsgerichte
. Das Problem verschärft sich noch weiter, wenn man berücksichtigt, dass bei den Gerichten in Chile nur diejenigen Anwälte zugelassen sind, welche die chilenische Staatsangehörigkeit besitzen
. Ausländische Parteien könnten sich danach nicht durch ihre ausländischen Anwälte vertreten lassen. Andernfalls liefen sie Gefahr, dass der Schiedsspruch wegen Verstoßes gegen die öffentliche Ordnung aufgehoben wird
. Ob aber die vorgenannten Vorschriften auf internationale Schiedsverfahren anwendbar sind, ist bislang nicht geklärt. Wegen der (noch) unsicheren Rechtslage und der möglichen Konsequenzen sollte derzeit in internationalen Schiedsverfahren ein chilenischer Anwalt als Prozessbevollmächtigter beauftragt werden. Zu betonen ist allerdings, dass die Annahme eines Anwaltszwangs im internationalen Schiedsrecht dem Grundsatz der Parteiautonomie eindeutig widerspricht.   


4. Im Hinblick auf die Säumnis
 einer Partei im Schiedsverfahren können die Parteien deren verfahrensrechtliche Behandlung selbst bestimmen. Fehlt eine Vereinbarung, so knüpft das Internationale Schiedsgesetz die folgenden Rechtsfolgen an eine Säumnis. Reicht der Kläger seine Klageschrift nicht form- und fristgerecht
 ein, beendet das Schiedsgericht das Verfahren. Versäumt es dagegen der Beklagte die Klageschrift form- und fristgerecht zu erwidern, wird das Verfahren fortgeführt; die fehlende Erwiderung gilt nicht als Zugeständnis des Beklagten. Erscheint eine der Parteien im Termin zur mündlichen Verhandlung nicht oder legt eine Partei keine Dokumente zum Beweis vor, kann das Gericht das Verfahren fortsetzen und den Schiedsspruch auf der Grundlage der bis dahin vorliegenden Erkenntisse erlassen. 

Das Gericht sieht jedoch von Säumnisfolgen ab, wenn es die Säumnis als hinreichend entschuldigt ansieht.

VIII. Schiedsspruch und Verfahrensbeendigung
Das schiedsrichterliche Verfahren endet grundsätzlich mit dem Schiedsspruch. Der Inhalt des Schiedsspruchs bestimmt sich maßgeblich danach, welches Recht auf den Inhalt des Rechtsstreits anwendbar ist. Wegen des Vorrangs der Parteiautonomie kommt es dabei in erster Linie darauf an, welches Recht die Parteien bestimmt haben
. Die Parteien sind also nicht an das materielle Recht am Schiedsort gebunden. Die Bezeichnung des Rechts oder der Rechtsordnung eines bestimmten Staates wird dabei als Verweis auf die Sachvorschriften dieses Staates verstanden und nicht etwa auf sein Kollisionsrecht, sofern die Parteien nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart haben
. Die Parteien sind bei der Wahl des auf den Inhalt des Rechtsstreits anwendbaren Recht nicht darauf beschränkt, das Recht nur eines Staates zu bestimmen. Vielmehr steht es ihnen frei, Gesetzesbestimmungen aus mehreren Rechtssystemen einschließlich der internationalen Vorschriften für anwendbar zu erklären
. In Betracht kommt deshalb auch, um nur ein Beispiel zu nennen, die Anwendung von nichtstaatlichem Recht wie etwa der UNIDROIT-Prinzipien, die sog. Grundregeln für internationale Handelsverträge.
Haben die Parteien dagegen keine Vereinbarung bezüglich des anwendbaren Rechts getroffen, wendet das Gericht das Recht an, das durch die Kollisionsnormen bestimmt wird. Aus welchem Recht es die Kollisionsnorm heranzieht, bestimmt das Gericht nach seinem Ermessen
. In diesem Punkt unterscheidet sich das chilenische Recht wesentlich vom deutschen Recht der Schiedsgerichtsbarkeit. Denn gemäß § 1051 Abs. 2 ZPO findet in diesem Fall dasjenige Recht Anwendung, welches mit dem Gegenstand des Verfahrens die engsten Verbindungen aufweist.
Unabhängig davon, welches Recht schließlich zur Anwendung gelangt, hat das Gericht bei seiner Entscheidung in der Sache jedenfalls die Bestimmungen des Vertrages sowie die auf den Fall anwendbaren Handelsbräuche zu berücksichtigen
.
Unter bestimmten Voraussetzungen ist die Berichtigung und Auslegung von Schiedssprüchen zulässig
. Die Berichtigung von Schiedssprüchen kommt in Frage, wenn Rechen-, Schreib- und Druckfehler oder Fehler ähnlicher Art im Schiedsspruch enthalten sind und diese korrigiert werden sollen. Eine Auslegung des Schiedsspruches hingegen ist im Bezug auf bestimmte Teile der Entscheidung ohne weiteres möglich, vorausgesetzt die Parteien haben eine Auslegung vereinbart. Fehlt eine solche Vereinbarung, ist die Auslegung nur bei Vorliegen eines gemeinsamen Antrages der Parteien zulässig. 
Die Berichtigung des Schiedsspruchs wird auf Antrag oder von Amts wegen durchgeführt, während die Auslegung nur auf Antrag erfolgt, wobei die Parteien die Antragsberechtigung jeweils im Wege der Parteienvereinbarung ausschließen können. Das Schiedsgesetz sieht eine Antragsfrist von 30 Tagen nach Empfang des Schiedsspruchs vor, wobei die Parteien auch eine andere Frist festlegen können. Erfolgt eine Auslegung des Schiedsspruches durch das Gericht, so wird diese Bestandteil des Schiedsspruches.

IX. Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes
Des Weiteren wird durch das Internationale Schiedsgesetz die Anordnung von Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes geregelt. 
Die Schiedsgerichte sind danach zum Erlass von einstweiligen Anordnungen befugt
. Einstweilige Anordnungen sind sichernde oder vorläufige Maßnahmen und dienen dem Zweck, rechtliche, wirtschaftliche oder sonstige Beeinträchtigungen des Antragsstellers zu vermeiden bzw. zu verringern
. Ihre Anordnung erfolgt nur auf Antrag einer Partei. Es gilt allerdings der Vorrang der Parteiautonomie, so dass die Parteien den einstweiligen Rechtsschutz im Wege der Parteivereinbarung ausschließen können.
Im Hinblick auf den Inhalt und den Umfang der einstweiligen Anordnung trifft das Gericht diejenigen Maßnahmen, die es im Bezug auf den Verfahrensgegenstand für notwendig erachtet
. Die Entscheidung darüber, was notwendig ist, liegt im Ermessen des Gerichts. 
Bei Erlass einer einstweiligen Anordnung kann das Gericht von jeder Partei die Erbringung einer Sicherheitsleistung verlangen
. Ihrem Umfang nach muss die Sicherheit in einem angemessenen Verhältnis zum Inhalt des Rechtsstreits stehen.        

Zu beachten ist, dass das Internationales Schiedsgesetz selbst keine Ermächtigung des Gerichts zur Vollstreckung seiner Entscheidung enthält
. 

Der Erlass von Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes ist nicht nur nach dem Internationalen Schiedsgesetz zulässig. Vielmehr kann die Anordnung von vorläufigen oder sichernden Maßnahmen auch bei den ordentlichen Gerichten ersucht werden
. Die beiden Rechtsschutzmöglichkeiten stehen in einem Alternativverhältnis zueinander. Der Eilrechtsschutz durch die ordentlichen Gerichte erfährt auch in zeitlicher Hinsicht keine Beschränkung. Der Antrag kann demnach vor der Bildung des Schiedsgerichts sowie während der gesamten Dauer des Schiedsverfahrens gestellt werden
.
X. Rechtsbehelfe 
Im Hinblick auf die Rechtsschutzmöglichkeiten gegen Schiedssprüche ist das chilenische Gesetz dem UNCITRAL-Modellgesetz nachgebildet und entspricht weitgehend den Bestimmungen des New Yorker UN-Übereinkommens vom 10. Juni 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche (vgl. Art. V Abs. 1 lit. a-d und Abs. 2 des Übereinkommens). In diesem Zusammenhang sei angemerkt, dass die beiden Regelwerke einen jeweils unterschiedlichen Anwendungsbereich besitzen. Die Bestimmungen des Modellgesetzes gelten für alle Schiedssprüche im Bereich der internationalen Handelsschiedsgerichtsbarkeit, während sich der sachliche Anwendungsbereich der New Yorker-Konvention nur auf ausländische Schiedsprüche erstreckt.

Gegen Schiedssprüche sieht das Internationale Schiedsgesetz einen Rechtsbehelf vor, und zwar der sogenannten Aufhebungsantrag
. Unter bestimmten Voraussetzungen führt dieser, wie sein Name erkennen läßt, zur Aufhebung des Schiedsspruches. In geeigneten Fällen kann das Rechtsbehelfsgericht die Sache unter Aufhebung des Schiedsspruches auch an das Schiedsgericht zurückverweisen. Die Zurückverweisung erfolgt jedoch nur auf entsprechenden Antrag. In diesem Fall hat das Schiedsgericht nochmals eine Entscheidung in der Sache zu treffen.
Sachlich und örtlich zuständig für die Entscheidung über den Aufhebungsantrag ist das Apellationsgericht (Corte de Apelaciones) des Schiedsorts. Antragsberechtigt ist jede Partei des schiedsrichterlichen Verfahrens. Der Aufhebungsantrag ist binnen drei Monaten nach dem Zugang des Schiedsspruches bei der antragstellenden Partei zu stellen. Liegt ein Antrag auf Berichtigung oder Auslegung des Schiedsspruches
 vor, beginnt die Frist mit der gerichtlichen Entscheidung darüber.     

Eine Aufhebung des Schiedsspruches erfolgt nur in den nachfolgend aufgeführten Fällen, wobei der Antragssteller für deren Vorliegen darlegungs- und beweispflichtig ist: 
· Unfähigkeit einer Partei zum Abschluss der Schiedsvereinbarung im Zeitpunkt des Abschlusses;
· Ungültigkeit der Schiedsvereinbarung;
· Nicht ordnungsgemäße Inkenntnissetzung einer Partei hinsichtlich der Bestellung eines Schiedsrichters oder des schiedsgerichtlichen Verfahrens sowie jede sonstige Beeinträchtigung ihrer Angriffs- und Verteidigungsrechte;
· Der Schiedsspruch bezieht sich auf eine Streitsache, die nicht der Schiedsvereinbarung unterfällt oder deren Grenzen er überschreitet; bei Trennbarkeit erfolgt Teilaufhebung;
· Die Bildung des Schiedsgerichts oder das schiedsrichterliche Verfahren entsprechen nicht der Parteienvereinbarung, es sei denn die Vereinbarung verstößt gegen eine zwingende Vorschrift oder sie entsprechen nicht dem Internationalen Schiedsgesetz, wenn eine Parteienvereinbarung nicht getroffen wurde; oder 
· Feststellung des Gerichts, dass der Streitgegenstand nach chilenischem Recht nicht schiedsfähig ist oder der Schiedsspruch in Widerspruch zur öffentlichen Ordnung in Chile steht.
Ob gegen die Entscheidung des Appellationsgerichts wiederum Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen, ist umstritten
. Im Internationalen Schiedsgesetz sind sie jedenfalls nicht vorgesehen. Nach der chilenischen Verfassung kommen gegen Schiedssprüche grundsätzlich zwei verschiedene Rechtsmittel in Betracht
, nämlich die Beschwerde
 und die konkrete Normenkontrolle
. Nicht abschließend geklärt ist jedoch, inwieweit diese im Bereich des Internationalen Schiedsgesetzes statthaft sind. 
Gegen die Statthaftigkeit von weiteren Rechtsbehelfen spricht, dass das Internationale Schiedsgesetz dem Modellgesetz erklärtermaßen vollständig nachgebildet ist und das Modellgesetz selbst nur einen Rechtsbehelf vor den ordentlichen Gerichten vorsieht
. Zudem ließe sich der geltende Grundsatz der Beschränkung der Interventionsbefugnisse der staatlichen Gerichte anführen, wonach die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte nur in den im Internationalen Schiedsgesetz abschließend genannten Fällen
 gegeben ist. Andererseits spricht für eine Statthaftigkeit der genannten Rechtsbehelfe die historische Auslegung der entsprechenden Vorschrift des Internationalen Schiedsgesetzes. Anfänglich sah der Gesetzesentwurf den Ausschluss weiterer staatlicher Rechtsbehelfe ausdrücklich vor, dieser wurde jedoch im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens gestrichen
. Schließlich hat auch das Verfassungsgericht darauf hingewiesen, dass die vorgenannten Rechtsbehelfe auf die Schiedssprüche im Bereich des Internationalen Schiedsgesetzes anwendbar sein sollen
. Demnach können die Aufhebungsentscheidungen der Appellationsgerichte in Chile wohl angefochten werden, ohne dass die Zurückweisung des entsprechenden Rechtsbehelfs wegen fehlender Statthaftigkeit zu befürchten ist.
XI. Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche
Normiert worden sind im Gesetz schließlich die Voraussetzungen unter denen die Anerkennung und Vollstreckung von ausländischen Schiedssprüchen erfolgt. Die Regelungen wurden auch hier an die Vorgaben des UNCITRAL-Modellgesetzes angepasst und entsprechen nahezu wörtlich den Bestimmungen des New Yorker UN-Übereinkommen vom 10. Juni 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche (vgl. Art. III, IV und V des Übereinkommens)
.  

Die Anerkennung und Zulassung zur Vollstreckung von Schiedssprüchen erfolgt daher unabhängig davon, aus welchem Staat der Schiedsspruch herrührt
. Voraussetzung ist, dass die formellen Erfordernisse gegeben sind
. Notwendig ist stets ein entsprechender schriftlicher Antrag beim zuständigen Gericht. Zusammen mit dem Antrag hat der Antragsteller die beglaubigte Urschrift des Schiedsspruches bzw. eine beglaubigte Abschrift sowie die Urschrift der Schiedsvereinbarung bzw. eine beglaubigte Abschrift hiervon einzureichen. Sind Schiedsspruch und Schiedsvereinbarung nicht in der amtlichen Sprache Chiles, das heißt nicht in Spanisch verfasst, sind ordnungsgemäß beglaubigte Übersetzungen der Dokumente in dieser Sprache vorzulegen.
Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Anerkennung und Vollstreckung versagt werden
. Die Ablehnungsgründe sind im Gesetz abschließend aufgeführt. Darlegungs- und beweispflichtig ist der Antragsgegner.
Die Ablehnungsgründe entsprechen wortgleich den Voraussetzungen, unter denen in Chile ein Schiedsspruch aufgehoben werden kann (siehe oben Punkt IX). Ein weiterer Versagungsgrund liegt außerdem vor, wenn der Schiedsspruch für die Parteien noch nicht verbindlich geworden oder durch das Gericht, in dem oder nach dessen Recht der Schiedsspruch ergangen ist, aufgehoben oder in seiner Wirkung gehemmt worden ist
. 
Schwierigkeiten können sich im Bezug auf die Anerkennung und Zulassung zur Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche ergeben, wenn in Sachen vollstreckt werden soll, die sich auf chilenischem Territorium befinden
. Ein Problem, dass sich übrigens auch bei der Vollstreckung von Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes stellt. Die Problematik basiert auf Art. 16 Bürgerliches Gesetzbuch, wonach für Verträge, die im Ausland geschlossen werden und deren Durchführung aber in Chile erfolgen soll, die chilenischen Gesetze gelten. Unter Heranziehung dieser Vorschrift lehnte der Oberste Gerichtshof (Corte Suprema) in einem Fall die Vollstreckung einer ausländischen Entscheidung wegen deren fehlender Gerichtsbarkeit als unzulässig ab
. In einer neueren Entscheidung hingegen betonte der Oberste Gerichtshof, dass sich die Einschränkung des Art. 16 Bürgerliches Gesetzbuch auf den Inhalt von Rechtsstreitigkeiten beziehe und nicht auf die Vollstreckung von Entscheidungen
. 

Mit der Einführung des Gesetzes über internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit hat Chile auf dem internationalen Parkett einen nicht unbedeutenden Schritt getan. Durch die Übernahme der Regelungen des UNCITRAL-Modellgesetzes hat es dessen Zweck, die Schiedsverfahren im grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr weltweit zu vereinheitlichen, der Wirklichkeit ein Stück weit nähergebracht. Zuvor hatte Chile bereits das New Yorker UN-Übereinkommen vom 10. Juni 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche sowie das Interamerikanische Übereinkommen von 1975 (Panama) über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit ratifiziert.

Auf die wirtschaftlichen Beziehungen zu Chile wird sich das Gesetz positiv auswirken. Besonders zu nennen sind in diesem Zusammenhang die Rechtssicherheit, die ausländische Investoren und Geschäftspartner erlangen, sowie das Vertrauen, das die internationale Rechtsgemeinschaft und internationale Unternehmen in die Zuverlässigkeit des chilenischen Staates gewinnen
. Abzuwarten bleibt, welchen Lösungsweg der chilenische Gesetzgeber bzw. die Rechtssprechung im Hinblick auf die angesprochenen Problemkreise Anwaltszwang
 und Vollstreckung in Sachen auf chilenischem Boden
 beschreiten werden. Da Chile erklärtermaßen ein Zentrum für Schiedsgerichtsbarkeit zu werden beabsichtigt, ist wohl eine schiedsverfahrensfreundliche Entwicklung zu erwarten.
� Siehe die englischsprachige Fassung des UNCITRAL-Modellgesetzes unter � HYPERLINK "http://www.uncitral.org" ��www.uncitral.org�. 


� Siehe Punkt 2. und 3. der Erläuterungen zum UNCITRAL-Modellgesetz.


� Das Modellgesetz haben bis heute insgesamt 51 Staaten übernommen, siehe � HYPERLINK "http://www.uncitral.org" ��www.uncitral.org�.  


� Veröffentlicht im Diario Oficial und in Kraft getreten am 29. September 2004.


� Bericht der Kommission für Auslandsbeziehungen (Informe de la Comisión de Relaciones Exteriores recaído en el proyecto de ley de la honorable Cámara de Diputados que regula el Arbitraje Comercial Internacional (3252-10), 58. Sitzung vom 18. Mai 2004, S. 2.


� Figueroa Valdés, La nueva Ley Chilena sobre Arbitraje Comercial Internacional, S. 4, zu finden unter: � HYPERLINK "http://www.camsantiago.com" ��www.camsantiago.com�. 


� Jiménez  Figueres/ Armer Ríos, Notas sobre la nueva Ley chilena de Arbitraje Comercial Internacional, in: Revista Chilena de Derecho Privado, Nr. 4-2005, S. 307ff (308); in englischer Sprache veröffentlicht in: Mealey´s International Arbitration Report, Vol 20 (7/2005), „Notes on the new Chilean Law on International Arbitration“, S. 21 ff.


� Vgl. die aktuelle Studie von Gwartney und Lawson, “Economic Freedom of the World: 2005 Annual Report”, Chapter 1: Economic Freedom of the World, 2003, S. 13, in: � HYPERLINK "http://www.fraserinstitute.ca" ��www.fraserinstitute.ca�.  


� Bericht der Kommission für Auslandsbeziehungen (Informe de la Comisión de Relaciones Exteriores recaído en el proyecto de ley de la honorable Cámara de Diputados que regula el Arbitraje Comercial Internacional (3252-10), 58. Sitzung vom 18. Mai 2004, S. 2 f.


� Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 6.


� Bericht der Kommission für Auslandsbeziehungen (Informe de la Comisión de Relaciones Exteriores recaído en el proyecto de ley de la honorable Cámara de Diputados que regula el Arbitraje Comercial Internacional (3252-10)), 58. Sitzung vom 18. Mai 2004, S. 1.


� http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Chile/Bilateral.html.


� Art. 1 Nr. 3 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 1 Nr. 4 lit. a Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 1 Nr. 4 lit. b Internationales Schiedsgesetz.


� Bericht der Kommission für Auslandsbeziehungen (Informe de la Comisión de Relaciones Exteriores recaído en el proyecto de ley de la honorable Cámara de Diputados que regula el Arbitraje Comercial Internacional (3252-10), 58. Sitzung vom 18. Mai 2004, S. 6.


� Siehe unten Punkt X, letzter Spiegelstrich, S. 14.


� Art. 2 lit. g Internationales Schiedsgesetz.


� Nicht etwa bei Auslandsinvestitionsverträgen wegen der Gesetzesverordnung Nr. 600, Verträge des Erdölhandels, Verträge mit der chilenischen Kommission für Atomenergie sowie Verträge bzgl. der Konzession von staatlichen Gütern und Gütern des Gemeingebrauchs, vgl. Jiménez  Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 310 f.  


� Es gilt nicht in Verfahren der ordentlichen Gerichte vor Erhebung der Einrede der Unzuständigkeit und Verweisung an die Schiedsgerichtsbarkeit, bei der Anordnung von Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes durch ordentliche Gerichte sowie bei der Anerkennung und Vollstreckung von ausländischen Schiedssprüchen.


� Art. 1 Nr. 2 Internationales Schiedsgesetz.


� Der spanische Begriff ist “el debido proceso”, was wörtlich übersetzt “das angemessene Verfahren” bedeutet.    


� Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 11.


� Art. 28 Nr. 1 Internationales Schiedsgesetz; siehe auch unten Punkt VIII.


� Art. 19 Nr. 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 10.


� Zu finden unter: � HYPERLINK "http://www.camsantiago.com" ��www.camsantiago.com�. 


� Sandoval López, El Arbitraje Comercial Internacional, in: Revista de Derecho Universidad de Chile, Nr. 206 S. 101ff.; Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 10.


� Art. 19 Nr. 2 Internationales Schiedsgesetz. 


� Jiménez  Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 315.


� Zu den formellen Voraussetzungen der Schiedsvereinbarung siehe Punkt IV.


� Fehlt eine Vereinbarung zum anwendbaren Recht des Streitgegenstandes, siehe unten Punkt VIII.


� Jiménez  Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 311.


� Jiménez  Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 315.


� Art. 18 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 18 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 24 Nr. 2 und 3 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 12 und 13 Internationales Schiedsgesetz.


� Daneben gelten auch im Schiedsverfahren die Art. 195, 200 Richtergesetz (Código Orgánico de Tribunales), die Fälle von Richterbefangenheit normieren und deren Vorliegen einen Verstoß gegen die öffentliche Ordnung begründet und zur Aufhebung des Schiedsspruches führen kann (zur Aufhebung siehe näher unten Punkt X). 


� Art. 33 Internationales Schiedsgesetz; siehe hierzu unter Punkt VIII.


� Art. 34 Internationales Schiedsgesetz; siehe auch X.


� Art. 36 Nr. 1 lit. a Internationales Schiedsgesetz.


� Vgl. Art. 5 UNCITRAL-Modellgesetz.


� Art. 8 Nr. 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 11 Nr. 3 und Nr.4 Internationales Schiedsgesetz; zuständig ist der Vorsitzende Richter des Appelationsgerichts am Schiedsort.


� Art. 13 Nr. 1 und Nr. 3 Internationales Schiedsgesetz; zuständig ist der Vorsitzende Richter des Appelationsgerichts am Schiedsort.


� Art. 14 Nr. 1 Internationales Schiedsgesetz; zuständig ist der Vorsitzende Richter des Appelationsgerichts am Schiedsort.


� Art.16 Nr. 3 Internationales Schiedsgesetz; zuständig ist der Vorsitzende Richter des Appelationsgerichts am Schiedsort.


� Art. 27 Internationales Schiedsgesetz; zuständig ist der Vorsitzende Richter des Appelationsgerichts am Schiedsort. 


� Art. 34 Internationales Schiedsgesetz; zuständig ist das Appelationsgericht am Schiedsort.


� Art. 35 Internationales Schiedsgesetz; zuständig ist das erstinstanzliche Gericht entsprechend den allgemeinen Regeln der Zivilprozessordnung (Código de Procedimiento Civil).


� Art. 7 Nr.1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 7 Nr. 2 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 3 des Gesetzes 19.799 über Elektronische Schriftstücke, Elektronische Unterschrift und deren Zertifizierung.


� Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 14.


� Art. 10 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 11 Nr. 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 11 Nr. 2 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 11 Nr. 3 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 11 Nr. 3 lit. a Internationales Schiedsgesetz.


� Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 16.


� Art. 16 Nr. 1 Satz 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 16 Nr. 2 Satz 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 16 Nr. 2 Satz 4 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 16 Nr. 3 Satz 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 16 Nr. 3 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 24 Nr. 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 22 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 22 Nr. 2 Internationales Schiedsgesetz.


� Figueres/ Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 321 f.


� Art. 1 und 2 des Gesetzes 18.120 über das Auftreten in Gerichtsverfahren (Ley sobre comparecencia en Juicio).


� Art. 526 Gerichtsgesetz (Código Orgánico de Tribunales).


� Zur Aufhebung von Schiedssprüchen siehe X.


� Art. 25 Internationales Schiedsgesetz.


� Die Form und Frist der Klageschrift bzw. Klageerwiderung bestimmen grundsätzlich die Parteien. Fehlt eine solche Parteienvereinbarung, gelten die Regelungen des Internationalen Schiedsgesetzes.


� Art. 28 Nr. 1 Satz 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 28 Nr. 1 Satz 2 Internationales Schiedsgesetz.


� Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 19. 


� Art. 28 Nr. 2 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 28 Nr. 4 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 33 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 17 Internationales Schiedsgesetz.


� Figueroa Valdés, o.Fn. 6, S. 20.


� Art. 17 Satz 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 17 Satz 2 Internationales Schiedsgesetz.


� Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 20.


� Art. 9 Internationales Schiedsgesetz.


� Jiménez Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 319 f.


� Art. 34 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 33 Internationales Schiedsgesetz.


� Jiménez Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 323f.; Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 21 f.


� Jiménez Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 323.


� „Recurso de queja“, Art. 79 Chilenische Verfassung (Constitución Política de Chile). 


� „Recurso de inaplicabilidad por inconstitucionalidad“, Art. 80 Chilenische Verfassung (Constitución Política de Chile).


� In den Erläuterungen zum UNCITRAL-Modellgesetz ist klargestellt, dass vor den ordentlichen Gerichten nur ein Rechtsbehelf gegeben ist. Weitere bestehende staatliche Rechtsbehelfe sind nicht zulässig, möglich sei nur eine zweitinstanzliche Überprüfung des Schiedsspruchs durch ein Schiedsgericht. Siehe Punkt 7 a) Nr. 41 der Erläuterungen zum UNCITRAL-Modellgesetz. Denn Schiedsverfahren sind ein Instrument zur Vermeidung der sonst üblichen langen Verfahrensdauern.


� Siehe oben III. 3.


� Bericht der Kommission für Auslandsbeziehungen (Informe de la Comisión de Relaciones Exteriores recaído en el proyecto de ley de la honorable Cámara de Diputados que regula el Arbitraje Comercial Internacional (3252-10)), 58. Sitzung vom 18. Mai 2004, S. 6.


� Jiménez Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 323.


� Der Grund für die Übereinstimmung liegt darin, dass zunächst das New Yorker UN-Übereinkommen und später das Modellgesetz geschaffen wurden und die Vereinten Nationen eine Harmonisierung anstreben, Jiménez Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 316.


� Art. 35 Nr. 1 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 35 Nr. 1 und 2 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 36 Internationales Schiedsgesetz.


� Art. 36 Nr. 1 lit a. v) Internationales Schiedsgesetz.


� Jiménez Figueres/Armer Ríos, o. Fn. 7, S. 324 f.


� Corte Suprema de Justicia, Urteil vom 17. November 1999, Nr. 1934-99. 


� Corte Suprema de Justicia, Urteil vom 30. November 2004, Nr. 868-2003.


� Figueroa Valdés, o. Fn. 6, S. 6.


� Siehe oben Punkt VII. Nr. 3.


� Siehe oben Punkt  XI.
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